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ria 
eh in der Schweiz statt - der Durchbruch 
er- gelang allerdings in Wien. AuflOO Millio
in nen Eurq schatzt der junge õsterreichi-

sche Aussenmi.nister Sebastian Kurz den 
Werbeeffekt der Vertragsunterzeich
nurtg, «Wien ist wieder (ein bisschen) 

las J:)rehscheibe d er Welt», freute si eh d er 
ler «Kurier» über den «Atom-Coup» ihres 
lie Aussenministers. 
ler Der Schweizer Aussenminister Didier · 
m- Burkhalter (FDP) erklãrte derweilen. in 
,b- einem Interview rnit der «NZZ am Sonn
en tag», warum das alles - die Unterzeich
en nung des Vertrags in Wien statt in Genf 
:ht un d das Ende der Schutzmandate - zwar 
tm · . scliade,. aber nicht weiter schlimm sei. 
:se «Na "rlich hãtten wir es begrüsst, wenn 

auch das, Schlusskapitel dieser langen 
Verhandlungsphase in Genf geschrieben 
worden wãre. Aber: Es geht um die Sa: 
che, um Frieden und Sicherheit», sagte 
Burkhalter generõs und dann, .über
zeugt: «Die Guten Dienste der Schweiz 
bleiben wichtig.» · 

Noch drei Manda te 
'.,-J, 

Si e bleiben wichtig,.. aber sie verandern 
sich. Mit dem Ende des Schutzmandates 
in Kuba und dem bevor.stehenden Ende 
des Schutzmandates im Iran beendet di e 
Schweizjenes Kapitel, das von den eige
nen Diplm;naten gerne als «goldenes 
Zeitalter schweizerischer mediatori
scher Bravourleistungem> (so der lang-

jãhrige Diplomat Paul Stauffer) bezeich
net wird. Es war vor allem die Rolle der 
Schweiz als Schtitzmacht, die den Ruf 
voni goldenen Zeitalter begründete; Im 
Zweiten Weltkrieg übte die neutrale 
Schweiz für 35 Lander 219 Schutzman~ 
date aus; im Kalten Krieg waren es von 
1950 bis 1991 noch 72 (mit einem Hõhe
punkt11973; als ·di e Schwei~ gl,eichzeitig 
23 Mandate betreute), heute sind es 
noch 3: für den Iran in Ãgypten und 
wechselseitig in Russland und in Geor
gien. Die Gründe für diesen rasanten Be
deutungsverlust der Schweiz als Schutz
macht sind weltpolitisch~r Natur. Das . 
Ende des Kalten Kriegs führte zu einer 
Normalisierung der Beziehung zwischen 

«Schulferien sin d eine Herausforderung» 
T~ ~ !)u~p1 2:1 ·:r. :lj)jr · 

·Di e langen Sómmerferien 
~ · stellten erwerbstatige Eltern 

vor Probleme, sagt Ludwig 
en Gartner vom Bundesamt 
:tr-

: . für Sozialversicherungen. 
:o-
i e- · Müt ILudwüg Gãrtner spr~ch Maja Brillller 
er- l 

~s- . Gibt es in der Schweiz Lücken 
bei der Kinderbetreuung? 
Die vielen Schulferien stellen die Eltern 
vor Herausforderungen. Das hõren wir 
irnmer wieder, zum Beispiel ganz kon
kret am Kaffeetisch von Mitarbeitenden. 
Die Eltern haben fünf oder sechs Wo-
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chen Ferlen, die Kinder 13 Wochen- das 
führt zu Problemen. 

Was ist mit privaten Angeboten wie 
Píadi o d er von d er P ro juventute? 
Bei Verbanden wie der Pfadi muss rnan 
Mitglied sein - das sind nicht aJle. Die 
Mitgliederzahlen sinken in let:qter Zeit. 
Zudep1 sind diese Angebote nicht flã
chéndeckend, und nicht immer gibt es 
.eine Ganztagesbetreuung. · Zu wenige 
Angebote gibt es zudem für Eltern, die 
unregelmassig oder auf Abruf arbeiten. 
Oder, um ein anderes Beispiel zu nen
nen: Ein Arbeitsloser, der kurzfristig 
wieder eine Stelle bekomint~ findet 
kaum so rasch eine Lõsung 'rur die Kin
derbetreuung. 

Soll d.er Bund hier eingreifen? 
Es gibt einen Querbezug zur Fachkrafte: 
initiative: Wir wollen Fachkrafte mobili
sieren, Frauen sollen ihre Erwerbstãtig~ 
keit ausdehnen - und dafür braucht es 
Kinderbetreuungsangebote. Das kommt 
auf dem Markt offensichtlich nicht zu

er- . stande. Flexible Angebote oder Ange~ 
bote für die Abdeckung von Randstun-

>-l. 

den sind für Anbieter wenig attraktiv, 
weil sie einén hohen Planungs- und Ko' 
ordinationsaufwand vorauss!'!tzen. 

Der Bund hat ab~r Imum 
Kompetenzen bei der Betreuung. 
]a, di e Kantone l)nd Gemeinden sind zu
stãndig. Es macht in diesem Fali auch . 
Sinn, Probleme nicht zentral anzuge
hen. Auspwbieren konnen die Akteure 
vor Ort besser als der Bund. Der Bund 

. kann aber die zustãn:d~gen Akteure bei 
diesen Bestrebungen unterstützen. 

l 

Der Bundesrat hat angekündigt, 
die externe Kinderbetreuung 
mit 100 Millionen Franken 
in achtJah:ren fõrde:rn zu 
wollen. Im Herbst kommt: der 
Geset:zesentwul'f, wie Radio SRF 
berichtet hat. Was ist: geplant? 
·D er Gesetzesentwurf enthãlt z w ei Teile: 
erstens sollen für Kantone und Gemein
den Anreize geschaffen werden, di e Kos
ten zu senken. Zweitens sollen ).lrojekte 
zur besseren Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie unterstützt werden. 

· Was soll konkret geschehe:n? 
Der Bund will Projekte unterstützen, die 
Kantone, Gemeinden un d Private lancie
ren, um neue Modelle auszuprobieren. 
Es sollen Ideen generiert werden. Man 
kõnnte etwa die Diskussion zwischen 
den Spitalern anstossen, damit diese ein 
gemeinsames Angebot schaffen. 

Reicht das Geld, um das 
Betremmgsangebot .zu ve:rbessern? 
Finanziert werden sqllen n ur ,die Inno
vation und Konzeptfõrderung, nicht das 
:Angebot selbst. O b das Geld reicht, wird 
sich erst bei der Anwendung herausstel
len. Welche Kantone und Gemeinden 
reagieren; wird si eh zeigen. 

Denken Sie, dass die Kant:one 
und die Gemeinden mitmachen? 
Ja, ich denke schon. Dank der Anstóss
finanzierung des Bundes für Kinderkrip
pen und Tagesschulen hat sich das An
gebot in den letzten zwõlf Jahren ver
doppelt- bbwohl d er Bund die Angebote 
nur zu Beginn finanziert. Es ist also 
nicht so, dass di e Kantone und Gemein
den k~in Interesse daran haben und 
nichts machen. 

ILudwig Gãrin~r 
Der 58-Jahrige ist 
stellvertretender i 
Direktor des Bundes
amts für Sozial
versicherungen. Dort 
leitet er das G e-· 
schaftsfeld «Familie, 
Gerierationen und · 

' Gesellschaft». 

M eh r Geld für Kinderlbetreuung 
Arbeiten sóll si eh fOr Eltern lohnen · 

Seit 2003 lauft ei n Progra m m, das Krippen 
un d Tagesschulen fina·nzielle Starthilfen 
gewahrt. In den letzten zwolfJahren konnten 
dadurch. rund 48 000 neue Betreuungsplatze 
gescháffen werden. Doch das genüge nicht, 
heisst es in einem Bericht des Bundes vom 
Mai. lnnenminister Alain Berset nannte die 

· Mangeldes Programms: Wegen der ho h en 
Kosten lohne es sich für viele Eltern nicht, 

· erwerbstatig zu sein. Zudem fehle es an 
Angeboten ausserhalb d er Schulstunden un d 
in den Ferien; Der Bundesrat mochte deshalb 
in achtJahren mit 100 Millionen Franken.die 
externe Kinderbetreuung vergünstigen un d 
ausbauen. l m Parlament dürfte de r Vorschlag 
aufWiderstand stossen: Lin ke un d· CVP 
hatten ihn im Mai als ungenügend gerügt, 
FDP und SVP lehnten ihn ab. (mj) 
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